
DIE KONFERENZEN DER AUSZUBILDENDEN AN DEN 
ZENTREN FÜR SCHULPRAKTISCHE LEHRERAUSBILDUNG

DER SEMINARE GY/GE, BK, SF IN KÖLN, AACHEN UND BONN

Köln, im Januar 2013

Sehr geehrte Frau Löhrmann,

in Ihrer Funktion als Ministerin für Schule und Weiterbildung und stellvertretende 
Ministerpräsidentin des Landes NRW haben Sie sich stets für die Qualität schulischer Bildung 
eingesetzt und dem Bildungsthema in Ihrer Landespolitik oberste Priorität eingeräumt. Als 
angehende LehrerInnen, die wir am Ende unserer Lehrerausbildung stehen, begrüßen wir dieses 
Engagement ausdrücklich. Auch wir wollen unsere berufliche Zukunft der schulischen Entwicklung 
widmen. 

Daher machen wir uns verstärkt Gedanken über die Sinnhaftigkeit der Verkürzung des 
Vorbereitungsdienstes. Durch den schnelleren Einstieg in den bedarfsdeckenden Unterricht (BdU – 
selbständiger Unterricht in vollem Verantwortungsumfang) und das bezüglich der einzelnen 
Halbjahre höhere Pensum des BdUs leidet die Ausbildungsqualität unserer Erfahrung nach massiv. 
Dadurch, dass wir in zwei Halbjahren je neun Stunden BdU leisten und zudem ein bis anderthalb 
Tage für die Kern- und Fachseminare reserviert sind, war es uns kaum möglich, Kurse mit höherer 
Stundenzahl als Ausbildungsunterricht in unseren Stundenplänen zu integrieren. Die langfristige 
Begleitung von Lerngruppen im Ausbildungsunterricht war durch die engere Taktung der 
Unterrichtsbesuche, die in gleicher Anzahl wie im zweijährigen Vorbereitungsdienst zu absolvieren 
sind, nicht möglich. Dies wurde auch von Seiten der FachleiterInnen mehrfach bemängelt. Bei 
einer insgesamt höheren zeitlichen Belastung blieb deutlich weniger Zeit für Vor- und 
Nachbereitung des Ausbildungsunterrichts und die vertiefende Reflexion mit den jeweiligen 
AusbildungslehrerInnen. 

Diese Erschwernisse wären unter Umständen noch hinzunehmen, wenn die Straffung des 
Vorbereitungsdienstes tatsächlich einen schnelleren Berufseinstieg ermöglichen würde. Tatsächlich 
bedeutet die Verkürzung jedoch für die LehramtsanwärterInnen aller Schulformen eine 
mindestens vier Monate andauernde Arbeitslosigkeit. Denn einerseits entsteht vor Beginn des 
Vorbereitungsdienstes durch die Verschiebung des Einstellungstermins auf den 1. November, bzw. 
den 1. Mai eine dreimonatige Wartezeit nach Beendigung des Studiums. Andererseits liegen 
zwischen dem Abschluss des Referendariats und dem nächsten Einstellungstermin nochmals drei 
bis vier Monate, in denen bei weitem nicht alle Absolventen eine Vertretungsstelle finden werden. 
Da für diese Zeiträume weder Anspruch auf Arbeitslosengeld noch studentische Versicherung und 
Beihilfe besteht, sehen sich alle angehenden LehrerInnen vor massive finanzielle Probleme gestellt. 

In Kombination bewirken die verschlechterten Ausbildungsbedingungen und die fehlende Aussicht 
auf lückenlose Weiterbeschäftigung eine erhöhte Frustration und psychische Belastung. Damit 
sinkt die Attraktivität des Lehrerberufs erheblich.
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Gute Schule braucht jedoch gute, engagierte und motivierte LehrerInnen. Daher appellieren wir an 
Sie, einen Vorbereitungsdienst zu gewährleisten, der qualifizierten und interessierten 
StudentInnen und HochschulabsolventInnen sowohl die Perspektive auf eine intensive und 
tiefgehende Ausbildung mit ausreichend Zeit für Reflexion und echtes Lernen eröffnet, als auch 
eine unmittelbare Übernahme in den Schuldienst ermöglicht.

Aus diesem Grund schlagen wir vor, den BdU in seiner Stundenanzahl wesentlich zu reduzieren bei 
gleichzeitiger Verringerung der Anzahl an Unterrichtsbesuchen der FachleiterInnen. Des Weiteren 
fordern wir eine Ausweitung der Möglichkeit zum Teamteaching (d.h. ein gemeinsamer Unterricht 
mit einer ausgebildeten Lehrkraft in gemeinsamer Verantwortung) –  besonders in der 
Anfangsphase des Referendariats. Vor allem sollte das Referendariat bis zum jeweils nächsten 
Einstellungstermin verlängert werden.

Wir erbitten eine schriftliche Stellungnahme bis Ende März 2013, um daraus auch für uns 
eventuelle Perspektiven für die Zeit nach unserer Ausbildung abzuleiten. Ein wortgleiches 
Schreiben ging an die zuständigen Verbände der verschiedenen Schulformen, den 
Hauptpersonalrat des Landes NRW, an die Direktorenkonferenzen der Stadt Köln der 
verschiedenen Schulformen, an die Landesfraktionen sowie den Innenausschuss. Das Arbeitsamt 
wird ebenfalls durch ein wortgleiches Schreiben auf unsere Lage hingewiesen.

Mit freundlichen Grüßen

• Lehramtsanwärterinnen und Lehramtsanwärter des Seminars Berufskolleg, 
• Lehramtsanwärterinnen und Lehramtsanwärter des Seminars Sonderpädagogik, 
• Studienreferendarinnen und Studienreferendare des Seminars Gymnasien und 

Gesamtschulen am Zentrum für schulpraktische Lehrerausbildung in Köln
 
sowie 

• Lehramtsanwärterinnen und Lehramtsanwärter des Seminars Berufskolleg, 
• Studienreferendarinnen und Studienreferendare des Seminars Gymnasien und 

Gesamtschulen am Zentrum für schulpraktische Lehrerausbildung in Aachen

und die 

• Vertretung der Referendare am ZfsL Bonn

Kontakt: 
ZENTRUM FÜR SCHULPRAKTISCHE LEHRERAUSBILDUNG 
Z.HD. DER VERTRETER DER KONFERENZEN DER AUSZUBILDENDEN  IN

KÖLN:  C/O FH KÖLN, GUSTAV-HEINEMANN-UFER 54, 50968 KÖLN

AACHEN: ROBERT-SCHUMAN-STR. 51, 52066 AACHEN

BONN:  GODESBERGER ALLEE 136, 53175 BONN
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